
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 10 

der öffentlichen Information der Kommunalen Gremien 

vom Samstag, dem  09.11.24 

 9:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

im Rathaus in Meißenheim  Haushaltsklausur 

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Alexander Schröder  

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann bis 9.45 Uhr / ab 13.00 Uhr 

Andreas Gauch  

Martin Heimburger  

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli  

Bodo Lange  

Jasmin Lehmann entschuldigt 

Sven Leuthner  

Christian Maurer entschuldigt 

Paul Santo bis 11.00 Uhr / ab 12.00 Uhr 

Gerald Sensenbrenner entschuldigt 

Hugo Wingert  

 
die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Miriam Fischer entschuldigt 

Sandra Frenk  

Ingrid Rieth-Jäger  
 
die Bezirksbeiräte 

Beatrice Bühler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Johannes Zürcher entschuldigt 

   
von der Verwaltung 

Patricia Hess  

Almut Riegert  

Hartmut Schröder  

Amira Shahen  
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Annika  Späth  

Inga Basner  

Zuhörer:  Keine  

Presse 1 bis 12.00 Uhr 

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Veranstaltung und stellt fest, dass die Ladung ord-
nungsgemäß erfolgt ist. Er beleuchtet die derzeitige Situation der kommunalen und der staat-
lichen Haushalte und verweist u.a. auf das Schreiben des GTBW mit welchem dieser darauf 
hingewiesen hat, dass es „kein weiter so“ geben dürfe.  

Bürgermeister A. Schröder trägt die wesentlichen Inhalte des Schreibens des GTBW vom 
30.10.24 vor, mit welchem dieser auf die desolate Finanzsituation hinweist. Bis zum Jahr 2028 
wird mit einer schlechten Haushaltssituation der staatlichen Haushalte gerechnet.  

Er gibt als Ziel für die Beratungen zum Haushalt der Gemeinde vor, keine neuen Schulden zu 
machen und die Rücklage so weit als möglich zu erhalten.  

 Gemeinderat Klaus Fuhrmann verlässt die Veranstaltung um 09.45 Uhr 

 Information über die Reform der Grundsteuer 

Rechnungsamtsleiterin Hess informiert die Anwesenden über die Reform der Grundsteuer, 
die zum 01.01.25 umgesetzt wird. Die Gemeinden sind angehalten keine enormen Mehrein-
nahmen anzustreben. Die Grundsteuerreform soll aufkommensneutral umgesetzt werden, so 
dass über die Anpassung der Hebesätze für den Haushalt 2025 beraten werden muss. Rech-
nungsamtsleiterin Hess weist darauf hin, dass sich die Hebesätze auf die FAG – Umlage aus-
wirken.  

Die Reform der Grundsteuer wurde aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts im Jahr 2018 notwendig. Die bisherige Einheitsbewertung war nicht verfassungskon-
form, so dass der Landtag von Baden-Württemberg 2020 das Grundsteuergesetz für Baden-
Württemberg erlassen hat. Ab dem 1. Januar 2025 wird die Steuer nach dem neuen Landes-
grundsteuergesetz erhoben. Damit weicht Baden-Württemberg (neben Bayern, Niedersach-
sen, Hessen, Hamburg, Saarland und Sachsen) von dem Bundesmodell ab.  

Auf Grundbesitz wird eine Grundsteuer erhoben für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
gilt die Grundsteuer A, für die betrieblichen und privaten Grundstücke gilt die Grundsteuer B. 

Bei der Grundsteuer B kommt das modifizierte Bodenwertmodell zum Einsatz. Das heißt die 
Bewertung für die Grundsteuer B ergibt sich aus dem Bodenwert. Dafür werden im Wesentli-
chen zwei Faktoren herangezogen. Die Grundstücksfläche multipliziert mit dem Bodenricht-
wert ergibt den Grundsteuerwert (bislang Einheitswert). Dieser multipliziert mit der Steuer-
messzahl ergibt den Grundsteuermessbetrag. 

Rechtsgrundlage für die Steuermesszahl ist § 40 LaGrdStG. Diese liegt bei der Grundsteuer A 
bei 0,55 Promille, bei der Grundsteuer B bei 1,3 Promille. Die Steuermesszahl wird um 30 Pro-
zent reduziert, wenn ein Grundstück überwiegend zu Wohnzwecken genutzt wird. Damit soll 
das Grundbedürfnis Wohnen angemessen berücksichtigt werden. 

Der Grundsteuermessbetrag multipliziert mit dem komm. Hebesatz ergibt die Grundsteuer. 

Der Gutachterausschuss hat die Bodenrichtwerte ermittelt. Das Finanzamt berechnet den 
Grundsteuermessbetrag und übermittelt diesen an die Gemeinde. Die Aufgabe der Gemeinde 
ist es, den kommunalen Hebesatz anzuwenden und die Grundsteuer festzusetzen. 
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Es steht in Aussicht, dass es deutliche Auswirkungen bzgl. der Höhe der Grundsteuer gibt für 
Grundstücke, deren Einheitswert nach altem Recht in den 1960´er Jahren oder in den 1930´er 
Jahren festgelegt wurden, deren Bodenrichtwert bzw. deren bauliche Nutzbarkeit sich in der 
Zwischenzeit erheblich geändert haben. 

Da die nunmehr anzuwendenden Grundsteuerwerte nach dem Landesgrundsteuergesetz als 
Basis für die Messbeträge bzw. Steuererhebung im Vergleich zu den bisherigen Einheitswer-
ten deutlich größere Wertabweichungen beinhalten, die Städte und Gemeinden aber gleich-
zeitig aus dem politischen Raum angehalten werden, die Grundsteuer  aufkommensneutral 
zu erheben, wird die Bandbreite der Grundsteuerhebesätze ab dem Jahr 2025 in den Städten 
und Gemeinden voraussichtlich deutlich stärker auseinanderfallen als bisher. Dabei dürften in 
Kommunen mit vergleichsweise hohen Bodenricht- und damit hohen Grundsteuerwerten die 
Hebesätze tendenziell eher sinken, in Kommunen mit niedrigen Bodenricht- und damit Grund-
steuerwerten dürften diese tendenziell eher steigen.     

In diesem Zusammenhang fragen sich viele Städte und Gemeinden, wie sich die Grundsteuer-
reform im Finanzausgleich niederschlagen wird, spielen die Hebesätze hier doch an verschie-
denen Stellen eine Rolle, z.B. bei der Berechnung der Steuerkraft im Finanzausgleich und bei 
der Berechtigung zum Erhalt von Mehrzuweisungen für Sockelgarantiegemeinden durch den 
Einsatz von Anrechnungshebesätzen und bei der Beantragung für den Ausgleichsstock durch 
den Einsatz von Mindesthebesätzen.   

Soweit vor Ort die Aufkommensneutralität angestrebt wird, dürften eine relevante Zahl an 
Städten und Gemeinden in die Situation kommen, dass sie die bisher geforderten Anrech-
nungs- und Mindesthebesätze unterschreiten und damit teilweise erhebliche Nachteile im Fi-
nanzausgleich zu befürchten haben.   

Da die Grundsteuereinnahmen des Jahres 2025 erstmals im Finanzausgleichsjahr 2027 Berück-
sichtigung finden, wäre theoretisch auch eine Neuregelung der Anrechnungshebesätze nach 
Ablauf des Jahres 2025 ausreichend. Allerdings würden bei diesem Vorgehen Risiken von 
Nachteilen im Finanzausgleich für die Städte und Gemeinden verbleiben, insbesondere wäre 
eine nachträgliche Anhebung der Hebesätze dann nicht mehr möglich gewesen.    

Die Anrechnung der Grundsteuer im kommunalen Finanzausgleich beruht damit für die Jahre 
2027 - 2029 auf der erhobenen Grundsteuer der Jahre 2023 und 2024, also auf einer Daten-
grundlage vor Inkrafttreten der Grundsteuerreform. Das Finanzausgleichsgesetz soll im Rah-
men des Haushaltsbegleitgesetzes 2025/2026 entsprechend angepasst werden. Für den Aus-
gleichsstock ist die Streichung der Mindesthebesätze aus der VwV-Ausgleichsstock geplant.   

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat Klagen gegen das Landesgrundsteuergesetz zu-
rückgewiesen und die Verfassungsmäßigkeit damit bestätigt. Die Revision an den Bundesfi-
nanzhof wurde zugelassen. Der Bund der Steuerzahler hat angekündigt in die nächste Instanz 
gehen zu wollen.  

Für die Festsetzung der neuen Hebesätze ist eine Hebesatzkalkulation erforderlich. Dabei 
wird das Grundsteuer B Aufkommen 2024 dividiert durch die Summe der neuen Messbeträge. 
Konkret lautet die Berechnung: 414.389,80 € / 202.160,34 € = 205 % 

Nach § 79 Abs. 2 Nr. 5 GemO kann der Hebesatz festgesetzt werden in der Haushaltssatzung 
oder in einer separaten Hebesatzsatzung. Die Bekanntgabe der Jahresbescheide setzt eine 
rechtswirksame Satzung voraus. Die Hebesatzsatzung ist mit ihrer Bekanntmachung wirk-
sam. Aus diesem Grund ist eine Bekanntmachung noch im Jahr 2025 erforderlich. 
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Die Haushaltssatzung tritt zwar nach § 79 Abs. 3 GemO rückwirkend mit Beginn des Haushalts-
jahres in Kraft. Allerdings wird auch sie erst nach Abschluss der öffentlichen Bekanntma-
chung, also nach Ablauf der Auslegung des Haushaltsplans, rechtswirksam. 

Neu in die Gesetzesgrundlage aufgenommen wurde die Möglichkeit eine Grundsteuer C für 
unbebaute, aber baureife Grundstücke zu erheben. Bezüglich dieser Möglichkeit zur Steuer-
erhebung sind die Umlandgemeinden sehr zurückhaltend, da die Steuerschuldner einerseits 
bereits eine erhöhte Grundsteuer für baureife und unbebaute Grundstücke bezahlen und an-
dererseits ein sehr großer Verwaltungsaufwand entstehen würde.  

Rechnungsamtsleiterin Hess schlägt vor die Hebesätze für die Grundsteuer in einer separaten 
Hebesatzsatzung festzusetzen.  

Bei der Grundsteuer können die Hebesätze zwar für mehrere Kalenderjahre festgesetzt wer-
den, höchstens jedoch maximal für den Hauptveranlagungszeitraum der Steuermessbeträge. 
Dieser beträgt sieben Jahre. Für die Gemeinden bedeutet dies, dass zum Ende des jeweiligen 
Hauptveranlagungszeitraums die Hebesätze zwingend durch Satzung neu festgesetzt wer-
den müssen. 

Entsprechend dem Transparenzregister der Landesregierung müsste der Hebesatz für die 
Grundsteuer B für Meißenheim in einem Korridor zwischen 194 – 214 % liegen. Im Hinblick auf 
die finanzielle Situation der Gemeinde wird im Rahmen der Beratungen zur Hebesatzsatzung 
angeregt, den Hebesatz tendenziell etwas anzuheben. 

Dem Gemeinderat wird vorgeschlagen, die Hebesatzsatzung zum 01.01.2025 am 18.11.2024 zu 
beraten. Die Hebesätze für Grundsteuer A und B sollten im Rahmen der Einkommensneutra-
lität im Rahmen des Transparenzregisters festgelegt werden. Einkommensneutralität bedeu-
tet nicht, dass Einzelne nicht stärker oder geringer belastet werden könnten, sondern ledig-
lich, dass Gemeinde nicht enorme Mehreinnahmen hierdurch verzeichnen darf.  

Von der Verwaltung wird empfohlen den Hebesatz für die Grundsteuer B auf 220 % und für die 
Grundsteuer A auf 670 % festzulegen. Das Thema wird dem Gemeinderat am 18.11. zur Bera-
tung vorgelegt.  

 Information zur Einführung des § 2 b UStG 

Entsprechend § 2b UStG müssen Kommunen als juristische Personen des öffentlichen Rechtes 
für bestimmte Leistungen Umsatzsteuer abführen, da davon ausgegangen wird, dass diese 
Unternehmereigenschaften nach § 2 Abs. 1 UStG aufweisen, sofern sie selbstständig eine 
nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen ausüben.  

Der Umsatzsteuer unterliegen grds. Lieferungen und Leistungen, die ein Unternehmer im In-
land gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt (§1 Abs. 1 UStG).  

Bis dato war die Umsatzbesteuerung von Kommunen an die Körperschaftssteuer gekoppelt 
(Betrieb gewerblicher Art), was nur in wenigen Fällen zu umsatzsteuerbaren Leistungen 
führte. Mit der Einführung des § 2b UStG wurde die Kopplung an das KStG aufgehoben (§ 2 
Abs. 3 UStG).  

Die Gesetzesänderung wurde am 02.11.2015 beschlossen und trat zum 01.01.2017 in Kraft. Um 
Betriebsprozesse anpassen zu können, wurde den Kommunen eine Übergangsfrist von 4 Jah-
ren gewährt. Diese Übergangsfrist wurde aufgrund der Corona Krise im Jahr 2020 um weitere 
zwei Jahre bis zum 31.12.2022 verlängert. Weitere Verlängerungen erfolgten bis zum 31.12.2023 
und weiter bis zum 31.12.2024. Ab dem 01.01.2025 sind die Regelungen umzusetzen.   



S e i t e  | 5 

Die Betreuung in der Umsetzung und Bewertung der einzelnen Einnahmepositionen bei der 
Gemeinde Meißenheim erfolgt in Zusammenarbeit mit dem Steuerbüro der Firma Schüller-
mann. Es wurde eine Übersicht über alle Erträge (Verträge, Vereinbarungen, usw.) erstellt und 
entsprechen kategorisiert. Daraufhin sind die Konten als umsatzsteuerfrei bzw. –pflichtig zu 
deklarieren und im System umzusetzen, so dass ab dem 01.01.2025 die Umsatzsteuererklä-
rung an das Finanzamt erfolgen kann.  

Die gesetzliche Neuregelung des § 2b UStG stellt für eine Vielzahl von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts (jPöR) eine große Herausforderung dar. Einerseits müssen bereits be-
stehende Prozesse neu bewertet und dokumentiert, andererseits aber auch neu geschaffen 
werden. Auf eine Vielzahl von Tätigkeiten der jPöR dürfte nun erstmals eine substanzielle Um-
satzsteuerpflicht zukommen. 

Derzeit wurde vorgeschlagen, eine weitere Verlängerung der Übergangsfrist für § 2b UStG bis 
einschließlich 31.12.2026 zu verabschieden.  

In der Vergangenheit wurden bereits eine Vielzahl verwaltungstechnischer Umsetzungsprob-
leme sowie auch Zweifelsfragen bei der Rechtsauslegung, beseitigt, jedoch bestehen weitere, 
grundlegende Rechtsanwendungsfragen fort. 

Daraus ergeben sich insgesamt Bedenken, dass ab dem 1. Januar 2025 flächendeckend eine 
zutreffende und rechtssichere Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand sichergestellt wer-
den kann. JPdöR, die bislang keinen Gebrauch davon gemacht haben, können mit Wirkung 
zum Beginn des nächsten Kalenderjahres aber für die Anwendung des neuen Besteuerungs-
regimes optieren. 

 Haushaltsberatungen 2025 

Die Stellv. Rechnungsamtsleiterin Almut Riegert erläutert zunächst die Finanzausgleichssys-
tematik des FAG. Der Finanzausgleich nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) sichert die Fi-
nanzierung der Gemeinden (vertikale Dimension) und gleicht die finanziellen Unterschiede 
zwischen den Kommunen aus (horizontale Dimension). 

Dem Land steht aus verschiedenen Quellen ein Betrag für den Finanzausgleich zur Verfügung, 
die Finanzausgleichsmasse. Diese wird unterteilt in die Finanzausgleichsmasse A (für Sonder-
lasten und Schlüsselzuweisungen) und die Finanzausgleichsmasse B (für Ausgleichsstock und 
kommunale Investitionspauschale). 

Die Verteilung der Finanzausgleichsmasse erfolgt bei den Schlüsselzuweisungen durch die Er-
mittlung einer Bedarfsmesszahl (abhängig vor allem von der Einwohnerzahl der Gemeinde) 
und einer Steuerkraftmesszahl (abhängig von den Steuer- und Finanzausgleichseinnahmen 
des Vorvorjahres). Die Differenz dieser beiden Messgrößen ist die Schlüsselzahl. 

Beträgt die Steuerkraftmesszahl weniger als 60 % der Bedarfsmesszahl, so wird dies durch 
Mehrzuweisungen ausgeglichen, die der Finanzausgleichsmasse A vorweg entnommen wer-
den (Sockelgarantiebetrag). 

Die dann zur Verfügung stehende Finanzausgleichsmasse (Finanzausgleichsmasse A abzüg-
lich Vorwegentnahmen für Sonderlasten und Mehrzuweisungen) wird im Verhältnis dieser 
Schlüsselzahlen aufgeteilt. 

Sonderlasten sind z.B. der Schullastenausgleich nach Schülerzahl, der Kindergartenlastenaus-
gleich nach Anzahl der betreuten Kinder (gewichtet nach Betreuungsumfang), der Verkehrs-
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lastenausgleich nach Fläche, der Familienleistungsausgleich nach Schlüsselzahl und die Kom-
munale Investitionspauschale nach gewichteter Einwohnerzahl (Gewichtung nach Höhe der 
Steuerkraftsumme im Vergleich zum Landesdurchschnitt). 

Die Steuerkraftsumme im Zusammenhang mit der FAG- Umlage errechnet sich aus der Steu-
erkraftmesszahl zuzüglich den Schlüsselzuweisungen des Vorvergangenen Jahres. Die Steu-
erkraftsumme multipliziert mit dem FAG-Umlagesatz ergibt die zu zahlende Finanzausgleichs-
umlage (FAG-Umlage).  

Für die Kreisumlage wird der Hebesatz des Landkreises auf die Steuerkraftsumme der Ge-
meinde angewendet. Der Hebesatz des Landkreises wird voraussichtlich für 2025 von 28,5 auf 
34,5 v.H. angehoben. Kreisumlage = Steuerkraftsumme * Hebesatz 

Die Gemeinde wird an den Steuern des Bundes nach den Regelungen des Gemeindefinanzre-
formgesetzes beteiligt. Der Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer errechnet sich aus 15 
% des Aufkommens der Einkommenssteuer und Lohnsteuer und 12 % des Aufkommens der 
Kapitalertragssteuer. Die Landessumme x Schlüsselzahl der Gemeinde = Gemeindeanteil. Die 
Schlüsselzahl ergibt sich aus dem Einkommenssteueraufkommen in der Gemeinde. 

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wird berechnet aus 2,2 % des Umsatzsteueraufkom-
mens. Die Landessumme x Schlüsselzahl der Gemeinde = Gemeindeanteil. Die Schlüsselzahl 
ist abhängig von dem Gewerbesteueraufkommen, der Anzahl der sozialversicherungspflich-
tig-Beschäftigen vor Ort sowie der Summe der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsentgelte vor Ort. 

Im Gegenzug ist eine Gewerbesteuerumlage zu zahlen. Diese ergibt sich aus dem um den He-
besatz bereinigten Steueraufkommen und dem Umlagesatz. Aufkommen Gewerbesteuer / 
Hebesatz x Umlagesatz. 

Die Kreisumlage ist das Produkt aus der Steuerkraftsumme der Gemeinde und dem von Land-
kreis festgesetzten Hebesatz. Die Steuerkraftsumme der Gemeinde ist wiederum von folgen-
den Faktoren abhängig: Den Steuereinnahmen der Gemeinde aus Grundsteuer (bereinigt um 
den Hebesatz) => wesentlicher Faktor: Grundfläche und deren Nutzung; Den Steuereinnah-
men der Gemeinde aus Gewerbesteuer (bereinigt um den Hebesatz) => wesentlicher Faktor: 
Gewinne der Gewerbebetriebe in der Gemeinde; Den Einnahmen der Gemeinde aus dem Ge-
meindeanteil an der Einkommenssteuer und an der Umsatzsteuer => wesentlicher Faktor: Ein-
kommenssteueraufkommen der Einwohner (bei hohen Einkommen gedeckelt); Den Einnah-
men der Gemeinde aus dem Familienleistungsausgleich; Den Schlüsselzuweisungen => we-
sentlicher Faktor: Einwohnerzahl; falls zutreffend dem Sockelgarantiebetrag. Es gelten je-
weils die Beträge aus dem vorvergangenen Jahr! 

Ein Punkt der Kreisumlage entspricht derzeit 72.643 €. Bei einer Steigerung des Hebesatzes 
um 6 Punkte würde die Kreisumlage um 435.858 € steigen auf 2.506.180 €. 

Die Aufgaben der Gemeinde werden zu einem hohen Anteil aus Bundes- und Landeszuwei-
sungen finanziert. Ein wesentlicher Faktor für den Umfang der Zuweisungen ist die Einwoh-
nerzahl.   

Diese kann nur mittel- oder langfristig beeinflusst werden.  Mögliche Maßnahmen wären hier 
die Ausweisung von Baugebieten und die Schaffung eines attraktiven kommunalen Angebots, 
das wiederum mit Kosten verbunden ist. 
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Außerdem muss berücksichtigt werden, dass mit einer Erhöhung der Einwohnerzahl ab einem 
bestimmten Punkt Folgeinvestitionen erforderlich werden. Diese könnten in einem evtl. er-
forderlichen Ausbau der Infrastruktur liegen, z.B. Schule, Kindergärten, Hallen, uvm. 

 Gemeinderat Paul Santo verlässt die Veranstaltung um 11.00 Uhr 

 Schullastenausgleich der Stadt Gengenbach 

Die Stadt Gengenbach hat sich mit Schreiben vom 30.09.24 an die Umlandgemeinden ge-
wandt, mit der Bitte, einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Finanzierung des nicht 
durch andere Mittel gedeckten Aufwands der Baukosten und der Sanierungskosten des 
Marta-Schanzenbach-Gymnasiums Gengenbach zuzustimmen. 

Die Stadt Gengenbach hat für die Sanierung der Gebäude 16,5 Mio € und für die Erweiterung 
weitere 2,8 Mio € aufgewendet. Abzüglich der Fördermittel des Landes Baden-Württemberg 
und eines Eigenanteils der Stadt Gengenbach verbleiben ungedeckte Investitionsausgaben in 
Höhe von 4,30 Mio € für die Sanierung sowie 0,75 Mio € für die Erweiterung. 

Dieser Aufwand entfällt auf 65% der Schüler/innen welche entsprechend der Zusammenstel-
lung der Stadt Gengenbach in den vergangenen fünf Jahren aus den Umlandgemeinden die 
Schule besucht haben.  

Die Kostenbeteiligung für die Gemeinde Meißenheim beträgt 13.269,13 € für den Sanierungs-
aufwand 2.287,37 € für die Erweiterung, in Summe 15.556,50 € 

Die Schulträger – Umland – Finanzierung ist begründet mit der Rechtsgrundlage des § 31 
Schulgesetzes. Das VG Stuttgart hat mit Urteil vom 16.07.21, der VGH Baden-Württemberg hat 
mit Urteil vom 06.12.22 zu dem Thema Stellung genommen. 

Zur Erfüllung der allgemein gültigen Grundsätze der Einnahmebeschaffung nach § 78 GemO 
sieht sich die Stadt Gengenbach gezwungen, die Beteiligung von den Umlandgemeinden ein-
zufordern und schlägt vor, dies einvernehmlich im Rahmen einer öffentlich – rechtlichen – 
Vereinbarung zu regeln.  

Die Anwesenden gehen ohne Gegenstimme davon aus, dass die Gemeinde 
keine Vereinbarung mit der Stadt Gengenbach abschließen sollte.  

Eine weitere wichtige Einnahmequelle, die Gewerbesteuer, ist stark konjunkturabhängig und 
somit nicht langfristig planbar. Einfluss nehmen könnte die Kommune hier durch die Auswei-
sung attraktiver Gewerbegebiete. 

Rechnungsamtsleiterin Hess beleuchtet die Entwicklung von 2021 bis voraussichtlich 2025 für 
die Schlüsselzuweisungen, den Gemeindeanteil Einkommenssteuer, die Gewerbesteuer, den 
Kindergartenlastenausgleich, die Kommunale Investitionspauschale, den Schullastenaus-
gleich, den Familienleistungsausgleich, den Gemeindeanteil Ust., die Grundsteuer A, die 
Grundsteuer B sowie für die Gebühren. 

Weiterhin werden die wesentlichen Ausgabepositionen der Gemeinde dargestellt: Personal-
aufwendungen, Betriebszuschuss Kindergärten, Kreisumlage, Finanzausgleichsumlage, Ge-
werbesteuerumlage, Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (ohne Gebäude), Gebäu-
deunterhalt und –Bewirtschaftung. 
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Die Pro-Kopf-Verschuldung der Gemeinde Meißenheim beträgt derzeit 1.415,78 €. Die Ver-
schuldung der Gemeinde inkl. Eigenbetriebe beträgt derzeit 4.619.000 €. In den Jahren 2023 
und 2024 wurden keine neuen Schulden aufgenommen.  

Nicht nur für die Jahre 2025 / 2026, sondern auch für die Folgejahre fällt die Prognose für eine 
mögliche Verschuldung der Gemeinde Meißenheim negativ aus. Bei der Gesamtbetrachtung 
der finanziellen Situation muss berücksichtigt werden, dass die Gemeinde inkl. Eigenbetriebe 
in den kommenden Jahren Aufgaben von wesentlicher finanzieller Bedeutung erfüllen muss. 
Dabei handelt es sich um Pflichtaufgaben zu deren Erfüllung die Gemeinde per Gesetz ver-
pflichtet ist.  

Im Hinblick auf dringend umzusetzende Maßnahmen wie die Sanierung der Kläranlage Mei-
ßenheim 2,9 Mio. Euro, die Sanierung diverser Straßen inkl. Kanalsanierungen, die Sanie-
rung/Neubau Bauhof, die Erneuerung der Reinwasserbehälter im Wasserversorgungsverband 
Ried 2,5 Mio. Euro, die Erneuerung der Hauptleitung des Wasserversorgungsverband Rieds 
2,5 Mio. Euro als Großprojekte zu nennen, wird die Gemeinde Meißenheim dies nicht aus Ei-
genkapital stemmen können und wird auf Fremdfinanzierungsmittel (Kredite, Zuschüsse, 
etc.) angewiesen sein. 

In den vergangenen Jahrzehnten wurden die finanziellen Mittel der Gemeinde aufgezehrt. 
D.h. das Barvermögen und die Rücklagen wurden genutzt, um die laufenden Ausgaben und 
Investitionen zu finanzieren. Ggf. wurde auch Vermögen veräußert, z.B. Grundstücke, um Ein-
nahmen zu generieren. 

Im Laufe der Zeit entstand die Situation, dass Investitionen nicht mehr aus der eigenen Finanz-
kraft, d.h. aus den laufenden Einnahmen oder aus dem Vermögen oder den Rücklagen finan-
ziert werden konnten, sondern dass die Finanzierung von Investitionen über Fremdmittel am 
Kreditmarkt erfolgen musste.  

Diese Situation betrifft nicht nur die Gemeinde Meißenheim im Besonderen, sondern zahlrei-
che Kommunen sowie Bund und Länder. 

Die Anwesenden werden über die vorläufigen Ergebnisse der vergangenen Haushaltsjahre 
informiert. Ende 2023 verfügt die Gemeinde über einen Bestand an Zahlungsmitteln von 
2.060.267,16 €. 

Der Entwurf für den Ergebnishaushalt des Haushaltsjahres 2025 der Gemeinde Meißenheim 
weist ein Defizit von 3.277.836,00 € aus. D.h. im Jahr 2025 reichen die laufend verfügbaren 
Erträge in erheblichem Umfang nicht aus um die laufend erforderlichen Aufwendungen zu 
finanzieren.  

Der Ergebnishaushalt muss nach Möglichkeiten zur kurzfristigen Verminderung der Aufwen-
dungen oder Erhöhung der Erträge durchsucht werden. Die Aufwendungen müssen differen-
ziert werden nach Aufgaben die dauerhaft zu leisten sind und solchen, die ggf. kurzfristig ent-
standen sind und kurzfristig oder mittelfristig wieder entfallen können. Die Aufgaben müssen 
auf den Prüfstand, ob diese grundsätzlich und dem Umfang nach erforderlich sind.  

Die Gemeinde also muss auf örtlicher Ebene bereits ihr Einsparpotentiale ausschöpfen. Dabei 
ist der Handlungsspielraum der Gemeinde in mehrfacher Hinsicht erheblich eingeschränkt: 
Zum einen ist bei der Erfüllung von Pflichtaufgaben der Aufgabenumfang gesetzlich vorbe-
stimmt, zum anderen müssen längerfristig eingegangene vertragliche und tarifrechtliche Bin-
dungen beachtet werden. 
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Mit den vorliegenden Zahlen ergibt sich mit Stand zum 31.10.2024 das vorläufige Ergebnis -
3.277.836 €. D.h. der Ergebnishaushalt ist deutlich nicht ausgeglichen. Es sollten nur unbedingt 
notwendige Ausgaben und laufende Vertragsverpflichtungen im Haushalt aufgenommen 
werden. 

 Gemeinderat Paul Santo nimmt um 12.00 Uhr wieder an der Veranstaltung teil 

 Mittagspause von 12.00 Uhr bis 13.00 Uhr 

 Gemeinderat Klaus Fuhrmann nimmt um 13.00 Uhr wieder an der Veranstaltung teil. 

Rechnungsamtsleiterin Hess weist darauf hin, dass sich in dem Zeitraum zwischen dem Erstel-
len der Unterlagen zur Einladung bis heute Veränderungen ergeben haben. Insbesondere bei 
Berücksichtigung des Testbescheids zu den FAG Umlagen ergibt sich aus dem Entwurf des 
Ergebnishaushalts ein Defizit von 1,91 Mio €. 

Zwingend zu berücksichtigende Maßnahmen sind insbesondere  

 Rathaus M. - Tausch der Rauchdetektoren  

 für die Feuerwehr 14 neue Spinde  
Digitalfunk - Festeingebauten 8 Stück, Umstellung auf 23 HRT (á 3.000,00 €)  

 für die Friederike-Brion-Grundschule Heizung Einzelraumregelung, Aufschaltung auf 
Gebäudeleittechnik, Schülertische- und Stühle 

 im Bereich der Unterbringung von Obdachlosen die Anmietung weiterer Wohnun-
gen/Häuser (Friedrichstraße 24, Schlesenweg 7 + 9)  

 bzgl. der Betreuung der Kindergartenkinder die Erweiterung des Betreuungsangebots 
durch die Einrichtung einer zusätzlichen Krippengruppe  

 Erweiterung des Betreuungsangebots um eine Krippengruppe 

Das Kuratorium für die Kindergärten hat in der Sitzung vom 03.06.24 über das Betreuungsan-
gebot der Kindergärten in der Gemeinde beraten. Im Jahr 2024 kann die Gemeinde den Be-
treuungsanspruch nach SGB 8 erfüllen.  

Derzeit werden in der Gemeinde Krippenplätze wie folgt angeboten: im Ev. Kindergarten Mei-
ßenheim 20 Plätze, im Kath. Kindergarten Kürzell 20 Plätze. Der weitere Bedarf kann noch 
durch Altersmischung abgedeckt werden.  

Aufgrund der Entwicklung der Geburtenzahlen und der Nachfrage durch die Eltern ist die 
Nachfrage nach Krippenplätzen größer geworden, insbesondere werden verstärkt Krippen-
plätze für Kinder ab einem Jahr benötigt. Der Bedarf zeichnet sich derzeit mit mindestens 7 
weiteren Krippenplätzen ab, die überwiegend im Ort Meißenheim fehlen. 

Aufgrund der baulichen Situation ist es nicht möglich den Ev. Kindergarten Meißenheim um 
eine weitere Krippengruppe zu erweitern. Allerdings könnte bei der derzeitigen räumlichen 
Situation ab dem 01.09.2025 eine zusätzliche Krippengruppe im Kath. Kindergarten Kürzell 
eingerichtet werden.  

Die Aufgabe wurde in den Gremien der Kath. Kirchengemeinde Kürzell beraten, welche Trä-
gerin des Kath. Kindergartens Kürzell ist. Diese ist mit der Einrichtung einer weiteren Krippen-
gruppe einverstanden, soweit folgende Rahmenbedingungen gegeben wären. 

Da die dritte Krippengruppe über den konfessionellen Anteil der katholischen Kirchenge-
meinde in der Gemeinde hinausgehen dürfte, sollte die Gemeinde den Aufwand zu 100% tra-
gen.  
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Der Personalaufwand wird entsprechend KiTaVO abhängig vom Betreuungsumfang 1,79 bis 
2,07 VK betragen, so dass zur Finanzierung ca. 90.000 € bis 100.000 €/a erforderlich sein wer-
den. Davon fällt im Jahr 2025 ein Anteil von 4/12 an, das sind ca. 33.000 €. 

Dem Aufwand können die Elternbeiträge gegengerechnet werden. Diese sind abhängig von 
der Auslastung und der Zahl der Geschwisterkinder, die zu berücksichtigen sind. Die Eltern-
beiträge betragen bis zu maximal 40.000 €/a. Davon entfällt auf das Jahr 2025 ein Anteil von 
max. ca. 13.000 €. 

FAG Mittel werden zeitversetzt ausbezahlt. Maßgeblich für die Berechnung sind die Betreu-
ungszeit und die Zahl der angemeldeten Kinder zum 01.03. des vorangegangenen Jahres. Für 
2025 und 2026 fallen keine FAG Mittel an. Die Auslastung zum 01.03.26 ist maßgeblich für die 
FAG Mittel 2027 

Die dritte Krippengruppe kann vorerst für einen befristeten Zeitraum von bis zu zwei Jahren 
eingerichtet werden. Das wäre der Zeitraum vom 01.09.25 bis 31.08.27 

Falls die Krippengruppe längerfristig benötigt werden sollte, müsste der Betriebsvertrag mit 
der Kirchengemeinde angepasst werden.  

Die nach der Krippenbetreuung anschließende Betreuung der Kindergartenkinder, sobald 
diese älter als drei Jahre werden, kann voraussichtlich nicht im Kath. Kindergarten erfolgen. 
Dadurch wird für die Kinder ein Wechsel der Einrichtung erforderlich. Darauf sollte bereits bei 
der Aufnahme der Krippenkinder hingewiesen werden.  

Die Anwesenden sind mit der Einrichtung einer weiteren Krippengruppe ab 
dem 01.09.25 einverstanden. Die erforderlichen Mittel sollen mit dem Haushalt 
2025 ff. bereitgestellt werden. 

Weitere Maßnahmen, die im Haushalt 2025 berücksichtigt werden sollten sind 

 beim Ausbau der Breitbandversorgung die Kosten für Abnahme durch Dritte  

 Beleuchtung Bachpromenade: Erweiterung Beleuchtung bis "Im Grund", die Herstel-
lung Stromanschluss für Festplatzverteiler 

 Einrichtung Friedhofsverwaltung Hades-X 7500,00 € zzgl. jährl. Support 2300,00 € 

 für den Eigenbetrieb Wasserversorgung die Erneuerung der Leitung in der Straße Am 
Angelweiher und in der Kirchstraße 

 für den Eigenbetrieb Abwasserentsorgung die Sanierung und Erweiterung der Kläran-
lage Meißenheim, die Baukosten Pumpwerk Oberried, in der Kirchstraße MW-Kanal die 
Auf-dimensionierung sowie die Kosten für gemeinsame Studie mit Gemeinde 
Schwanau (gem. Kläranlage) 

Über die Durchführung der folgenden Maßnahmen sollte beraten werden: 

 Steuerung / Gremien Erhöhung / Anpassung der Sitzungsgelder und Entschädigung 
der Stellvertreter BM/Ortsvorsteher 

Die Anwesenden beraten darüber und sind damit einverstanden, dass Mitglie-
der von Ortschaftsrat und Bezirksbeirat, die an Sitzungen des Gemeinderats 
teilnehmen, kein Sitzungsgeld erhalten. 

Die Anwesenden sind mehrheitlich damit einverstanden, dass 2025 über die 
Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit beraten wird.  
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 Zentrale Dienstleistungen – Frankiermaschine 

 Finanzverwaltung - Einrichtung Modul Zahlstellen Finanz+ 

 Finanzverwaltung/Bauhof –Bauhof-App 

 Rathaus M. Entkalkungsanlage 

 Rathaus M. Freifläche rund um Rathaus 

 Zollhaus Sanierung Erstellung Nutzungskonzept  

 Feuerwehr Konzepterstellung Sanierung Alte Fabrik / FFW - Gerätehaus  

 Bauhof: neuer Schlepper / Pflegegerät für Aschebahn / Pritschenwagen LKW bis 3,5 t / 
Unkraut Hex von AS Motors / Rasenvertikutierer Rasengräber / Kehrmaschine Anbau 
für Radlader / Salz Silo / Planungsrate (erst Organisationsuntersuchung) / Rückenblas-
gerät / 2 Führerscheine / Aufreißzahn (zur Baumwurzelentfernung) = Budget 

 Brandschutz: Anschaffung von 5 Tablets / Kürzell - Sanierung nach Wasserschaden / 
Sanierung Löschbrunnen Kürzell / RTB1 (Boot) - FFW-Bedarfsplan / Anhängerkupplung 
GW-L / Rollcontainer Hygiene / Spannungswarner / Rauchmelder für Feuerwehrfahr-
zeuge und Fahrzeughallen  

 Friederike-Brion-Grundschule: Mobiliar Lehrer / Schulfest, Veranstaltungen, Ge-
schenke, Bewirtung / Lounge Möbel für Flur / neues Spielgerät Schulhof / Sportgeräte 
/ Handrasenmäher /  

 SBBZ: Neuanstrich Fassade / SBBZ Sanierung Sanitärräume / Neuanstrich aller Türen 

 Obdachlosenunterbringung: Anschaffung / Aufstellung von 2 Wohncontainern 

 KiGa M. Arche Noah: Bodenflächen Sanierung / Sonnensegel (4 Stk. á 4.000,00 €)  

 KiGa K. Kunterbunt: Sanierung Sanitärräume 

 KiGa K. St. Franziskus: Malerarbeiten Innenräume / Dachvorstände / Sanierungsan-
strich / Blechnerarbeiten / Gerätehaus für Krippenfahrzeuge 

 Sporthalle M.: Sanierung Foyer / Motortribüne / neue Uhr 

 Unditzhalle: Rückseite Dämmung / Malerarbeiten 

 Freisportanlagen: Sanierung Laufbahn Sportplatz M.  

 Bauordnung: GIS - Digitalisierung Gartenpacht 

 Änderung der Verkehrsführung Rathausstraße / Hirtenstraße - Markierung auf Straße 

 Sanierung obere Mühlbachbrücke 

 Radwege: L 104 Meißenheim-Ichenheim II.BA inkl. Linksabbiegerspur  

 Fuß- und Radwegbrücke über die Unditz (Kürzeller Hauptstraße) 

 Erschließung - Leitungsumlegung Dreschschopf III  

 Verbesserung Straßenbeleuchtung Rathausstraße / Hirtenstraße 

 Standsicherheitsprüfung Lichtmasten 

 Entflechtung Stromnetz Straßenbeleuchtung 

 Spielplätze Entenköpfer/Birkenweg - Erneuerung Zaunanlage 

 Friedhof M.: Malerarbeiten Leichenhalle M.  

 Friedhof K.: Um Verlegung Friedhof K. Weg inkl. Schachtverlegung 

 Festhalle. Austausch Motoren der Kippflügel (Fenster) nach BVHS 
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mittelfristige Maßnahmen 

 EigB Wasserversorgung.: Generaltrinkwasserplan (GTP) / Erneuerung Stichstraße „Hin-
ter der Mühle“ / Erneuerung „Blumenstraße“ / Erhöhung Verbandsumlage Was-
serversorgungsverband Ried (wg. Neubau Hochbehälter / abschnittsweiser Erneue-
rung Haupt-Transportleitung / Winkelstraße Endausbau / Erneuerung Mühlstraße  

 EigB Abwasser: Sanierung und Erweiterung der Kläranlage Meißenheim / GEP Sanie-
rung Rheinstraße WAKA / RW-Kanal Kürzeller Hauptstraße /Grundweg / GEP Mühl-
straße / Entwässerung Mühlstraße / Entwässerung Am Mühlbach / Winkelstraße End-
ausbau 

Mittelfristige Finanzplanung 

 Gemeindestraßen: Luisenstraße Sanierung  

 Gebäudemanagement: FSV – Heim  

 Gemeindestraßen: Zielführungsstraße L 104 bis Gewerbegebiet Tieflache / GE Dresch-
schopf Endausbau / Tiergartenstraße Endausbau / Winkelstraße Endausbau /  

 Rad: K 5367 Kürzell – Schutterzell  

 Brandschutz: FFW-Gerätehaus Kürzell  

 Rathaus M.: Notstrom 

 Bauhof: Ablösung Leasing Kfz 

 Eigenbetrieb Wasserversorgung: Generaltrinkwasserplan (GTP) / Kirchstraße Kanalsa-
nierung / Erneuerung Mühlstraße / Erneuerung Stichstraße „Hinter der Mühle“ / Erneu-
erung „Blumenstraße“ / Erneuerung Angelweiher / Neubau eines Hochbehälters / Er-
neuerung EMSR Technik / Haupttransportleitung 

 Eigenbetrieb Abwasser: GEP Sanierung Rheinstraße WAKA / Kirchstraße MW-Kanal Auf 
Dimensionierung / RW-Kanal Kürzeller Hauptstraße /Grundweg / Im Winkel/Im 
Älmel/Im Grün (2023-2027) / Mühlstraße / Am Mühlbach  

 Kläranlage Meißenheim  

 Pumpwerk Oberried  

Insgesamt ergibt sich ein Finanzbedarf aus der mittelfristigen Finanzplanung für den Kern-
haushalt von 1.648.000,00 €, für den EigB Wasser von 6.273.000,00 € und für den EigB Abwas-
ser von 6.395.000,00 €, das sind in Summe 14.316.000,00 €. 

 Stellenplan 

Die Gemeinde beschäftigt im Jahr 2025 insgesamt 36,23 Vollkräfte als Beamte, Angestellte 
und Arbeiter. Im Jahr 2025 kommen eine 100% Stelle für die Stellvertretung des Hauptamtes 
und eine bis 100% Stelle im Rechnungsamt hinzu.  

Der Personalbestand im Rechnungsamt wurde in den letzten Jahren auf 4,5 Vollkräfte erhöht. 
In diesem Bereich waren neben den üblichen Aufgaben (Haushaltsplanung und –Vollzug) in 
den vergangenen Jahren regelmäßig zusätzliche Aufgaben zu erledigen, die nicht im allgemei-
nen Stellenschlüssel enthalten waren: 

 gesplittete Abwassergebühr  

 Umstellung auf das Neue Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

 § 2b Umsatzsteuergesetz  

 Reform der Grundsteuer  

 Tax Compliance Management System  
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Es wurde versucht diese Aufgaben teilweise mit eigenem Personal zu erledigen, soweit das 
möglich ist, um den Aufwand für die Inanspruchnahme von externen Beratern möglichst ge-
ring zu halten. Gerade im Bereich der Umstellung auf das NKHR wie auch § 2b Umsatzsteuer-
gesetz ist zu einem erheblichen Umfang Spezialwissen erforderlich, das nicht mit dem vor-
handenen Personal bereitgestellt werden kann und man hier auf die Unterstützung von Fach-
büros angewiesen ist.  

 Hebesätze 

Die Steuersätze (Hebesätze) werden für das Haushaltsjahr 2025 im Hinblick auf die anste-
hende Grundsteuerreform zum 01.01.2025 in einer gesonderten Hebesteuersatzung neu fest-
gesetzt. Eine Beschlussfassung ist in der Gemeinderatssitzung am 18.11.2024 angedacht. 

Die Beratung des Haushalts 2025 ist für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 18.11.2024 
vorgesehen. Eine Beschlussfassung des Haushalts 2025 wäre in der Gemeinderatssitzung am 
09.12.2024 möglich. 

Der Gemeinderat nimmt die Informationen zur Kenntnis. 

 2. Verschiedenes 

a. Bürgermeister A. Schröder informiert die Anwesenden über die Entwicklung der Ge-
werbesteuer in den vergangenen Jahren. Insbesondere rechnet der Geschäftsführer 
der Ma. MEWA für 2025 nicht mit einer Erstattung der Gewerbesteuer aufgrund deren 
Investitionen. 

b. Bürgermeister A. Schröder verweist auf das Konzept zur Gewinnung von Hausärzten 
der Fa. Dostal. Die Mittel sind im Entwurf für den Haushaltsplan 2025 eingeplant.  

 

Die Urkundspersonen Protokollführer 

 
 
Alexander Schröder, Bürgermeister 

 
 
Hartmut Schröder 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 

 


